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Die Vorenthaltung von Sozialabgaben 
 
 
 
Auf den ersten Blick möchte man meinen, dass es sich hier um das „Unwort des Jahres“ 
handeln kann – tatsächlich handelt es sich hier um einen strafrechtlichen Vorwurf, der – auch 
im Bereich Hotel und Gastronomie – erhebliche Risiken beinhaltet.  
 
Vorenthaltung von Sozialabgaben heißt grundsätzlich, die nicht vollständige oder nur teilwei-
se Entrichtung von Sozialabgaben durch den Arbeitgeber – dies gilt sowohl für den Arbeit-
nehmer- als auch für den Arbeitgeberanteil. Dieser Sachverhalt erfüllt den § 266 a des Straf-
gesetzbuches mit der Folge, dass die Vorenthaltung von Sozialabgaben einen Straftatbe-
stand erfüllt.  
 
In erster Linie wird jeder zunächst daran denken, dass es hier um die vom Unternehmer un-
terlassene Entrichtung von Sozialabgaben für Löhne und Gehälter geht. In der Praxis wird 
hierbei jedoch übersehen, dass auch nachfolgende Sachverhalte von diesem Straftatbestand 
erfasst sind:  
 

• Der Unternehmer vergütet weniger als den gesetzlichen Mindestlohn. 

• Der Unternehmer zahlt weniger als im für beide Vertragsparteien verbindlichen Tarifver-
trag vereinbart.  

• Der Arbeitgeber zahlt ein im Tarifvertrag vereinbartes Weihnachts- oder Urlaubsgeld 
nicht. 

 
Hierbei ist es nicht von Bedeutung, ob der betroffene Arbeitnehmer mit der vom Gesetz oder 
Tarifvertrag abweichenden Regelung einverstanden ist.  
 
Ein praktisches Beispiel: 
 
Der Tarifvertrag für das Hotel- und Gaststättengewerbe ist zwar nicht allgemeinverbindlich, 
da jedoch sowohl Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer tarifgebunden sind, ist der Tarifvertrag 
für das betreffende Arbeitsverhältnis verbindlich, so dass sich sowohl Arbeitgeber als auch 
Arbeitnehmer an diesen Tarifvertrag halten müssen.  
 
Lt. diesem Tarifvertrag ist für eine 35-jährige, alleinerziehende Empfangsdame ein Stunden-
lohn von Euro 11,81 zu vergüten.  
 
Die Dame ist jedoch bereit zu einem Stundenlohn von Euro 10,00 tätig zu sein, da sie diesen 
Arbeitsplatz unbedingt haben will – sie kann ihr Kind bei ihrer Mutter in unmittelbarer Nähe 
unterbringen und erspart sich somit erhebliche Fahrtkosten für Kinderkrippe und Kosten für 
Kinderbetreuung.  
 
Durch die Unterschreitung des tariflich vorgesehenen Stundenlohnes hält der Arbeitgeber in 
Höhe des Differenzstundenlohnes die anteiligen Sozialversicherungsbeiträge zurück und 
erfüllt damit den oben erwähnten Straftatbestand.  
 


